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Neubau 2006 – nur zeitliche 
Umverteilung oder beginnender
Aufschwung?
Die Wohnungsversorgung der deutschen
Bevölkerung ist im Durchschnitt gut.
Sieht man von wachsenden regionalen
und einkommensschichtspezifischen
Problemen ab, so können die Woh-
nungsnutzungsmärkte als weitgehend
ausgeglichen angesehen werden. Der
Wohnungsbestand belief sich 2005 auf
immerhin 38 771 806 Wohneinheiten in
17,6 Mill. Gebäuden. 47% der Wohnun-
gen befinden sich in Ein- und Zweifami-
lienhäusern, der Rest von 53% in grö-
ßeren Gebäuden. 
Nach dem schon seit 1995 anhaltenden,
kontinuierlichen Rückgang sind die Woh-
nungsfertigstellungen in Deutschland –
abgesehen von einer kurzen Beruhigung
in 2004 – in 2005 erneut um 13% auf nur
noch 242 000 Einheiten eingebrochen.
Der zwischenzeitliche Stopp des Nieder-
gangs ist vor allem der Reaktion der Ei-
genheimbauer und -käufer auf die Ein-
schränkungen der Eigenheimzulage zu
verdanken.
Verantwortlich für den Rückgang in
Deutschland waren im Wesentlichen:
– der Rückzug des Staates aus der Woh-
nungsneubauförderung, z.B.:
• Einschränkung und im Jahr 2006
Wegfall der Eigenheimzulage,
• Reduktion und im Jahr 2006 Weg-
fall der degressiven Abschreibung,
• Verlängerung der Spekulationsfris-
ten mit der Aussicht auf vollständi-
gen Wegfall,
• Reduktion des sozialen Wohnungs-
baus,
– die wirtschaftliche Schwächephase mit
hoher Staatsverschuldung, stagnieren-
den bis sinkenden Einkommen, hoher
Arbeitslosenquote und – damit verbun-
den – weit verbreiteter Verunsicherung
der Bevölkerung,
– die bisher nur in Ansätzen gelungene,
dringend notwendige Reformierung
der sozialen Sicherungssysteme mit
zunehmender Belastung der Budgets
der privaten Haushalte.
Wie Tabelle 1 zeigt, wird der jüngste Auf-
stieg des Wohnungsneubaus in 2006
von der Wohnungsbautätigkeit in den al-
ten Bundesländern und dort vom Mehr-
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Zukünftiger Wohnungsbau: Verhalten
Der Wohnungsneubau hat seinen Tiefpunkt überwunden. Allerdings werden die Fertigstellungszah-
len in Zukunft – von einigen konjunkturellen Ausschlägen abgesehen – moderat bleiben und den Woh-
nungsbestand kaum noch vergrößern. Bei zurückgefahrener Subventionierung, mittelfristig schrump-
fender Einwohnerzahl mit steigenden »Alten«-Anteilen und zunehmender Spreizung von Vermögen und
Einkommen sowie der weiter anhaltenden Zurückhaltung großer Teile der Bevölkerung hinsichtlich
langfristiger finanzieller Verpflichtungen finden sich nur noch wenige Stimulanzien für den Wohnungs-
neubau. Dazu gehören beispielsweise veränderte Wohnansprüche einer alternden Gesellschaft und
die wachsende regionale Ausdifferenzierung von Wirtschaftskraft und Bevölkerungsentwicklung.1
Tab. 1 
Fertiggestellte Wohnungen 1995 bis 2006 
(in 1 000) 
ABL NBL  Deutschland
insgesamt 




1995 492,4 110,4  602,8  34,0 
1996 410,2 149,3  559,5  33,7 
1997 392,6 185,6  578,2  36,5 
1998 368,7 132,0  500,7  44,1 
1999 364,9 107,7  472,6  50,2 
2000 333,8  89,3  423,1  54,3 
2001 264,9  61,3  326,2  56,8 
2002 239,0  50,6  289,6  59,7 
2003 225,3  42,9  268,2  61,6 
2004 237,1  40,9  278,0  63,7 
2005 206,8  35,5  242,3  62,5 
2006
a) 216,4  32,7  249,1  60,3 
a) Prognose. 
Quelle: Statistisches Bundesamt; ifo Institut. 
1 Die folgenden Ausführungen basieren auf der neu-
esten Bauvorausschätzung des ifo Instituts (vgl.
Gluch und Behring 2007). Bezugsbedingungen auf
Anfrage.Daten und Prognosen
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familienhausbau getragen. Die vergangene Schrumpfung
hat sich ebenfalls überwiegend in diesem Segment abge-
spielt, so dass der Wiederanstieg von einem äußerst nied-
rigen Niveau ausgehen musste. An diesen kräftigen Aus-
schlägen zeigt sich ein weiteres Mal die wesentlich stär-
kere Konjunkturabhängigkeit des Geschoßwohnungsbaus
gegenüber dem Eigenheimbau. Die neuen Länder haben
weder im Mehrfamilien- noch im Ein- und Zweifamilien-
hausbau einen Anteil an der Umkehr der vormals rückläu-
figen Entwicklung. 
Das Hochschnellen der Fertigstellungszahlen in 2006 auf
knapp 250 000 Wohnungen2 ist weniger dem beginnen-
den wirtschaftlichen Aufschwung zuzuschreiben, als viel-
mehr – ähnlich wie 2004 – dem Wegfall staatlicher Sub-
ventionen. Die dadurch verursachten Vorzieheffekte wer-
den zusammen mit der gravierenden Mehrwertsteuererhö-
hung in 2007 einen in ähnlicher Höhe weiter laufenden
Anstieg des Neubaus verhindern. Auch die Streichung steu-
erlicher Vergünstigungen, vor allem der Pendlerpauscha-
le, ab 2007 dürfte zu erneuter Nachfragezurückhaltung bei-
tragen.3 Die mittel- bis langfristige Entwicklung des Woh-
nungsbaus wird jedoch nach diesen »Störungen« relative
Kontinuität zurückgewinnen – sofern sich der konjunktu-
relle Aufschwung als nachhaltig erweist und nicht erneut
gravierend in die Wohnungsnutzungs- bzw. Wohnungs-
baumärkte eingegriffen wird.
Positive oder negative Einflüsse – was überwiegt
in Zukunft?
Das über Jahre äußerst niedrige Fertigstellungsniveau könn-
te zum Aufstau von Nachholbedarf nach Wohnungsneu-
bau geführt haben, der sich bei einer Verbesserung der Rah-
menbedingungen in entsprechender Nachfrage äußert. Denn
die differenzierte wirtschaftliche und demographische Ent-
wicklung in Deutschland verlangt (eigentlich) höhere Fertig-
stellungszahlen, weil
– die Anzahl der privaten Haushalte bei stagnierender bis
rückläufiger Bevölkerung noch einige Zeit ansteigen wird, 
– die durchschnittliche Wohnfläche pro Kopf permanent
ansteigt und auch, allerdings erheblich abgeschwächt,
weiter steigen wird,
– die Wohnungen sich häufig in einem lokalen Markt be-
finden, wo sie nicht gebraucht werden, während in an-
deren Märkten Angebotsknappheit herrscht,
– das Interesse der Bevölkerung an den eigenen vier Wän-
den nach wie vor hoch ist,
– die Bausubstanz alter Wohnungen sich oft nicht an die
Ansprüche moderner Nutzer anpassen lässt und
– bei einer angenommenen Lebensdauer der Wohngebäu-
de von 100 Jahren pro Jahr 1% der Wohnungen ersetzt
werden müssten.
Allerdings kann die für die Nachfrageäußerung entscheiden-
de ökonomische Seite die Marktwirksamkeit dieser Bedarfs-
komponenten behindern. Ein Teil der für die vergangene
Neubauschrumpfung verantwortlichen Einflüsse wirkt ja wei-
ter. Begrenzende Faktoren finden sich in 
– Zweifel an der Stabilität des konjunkturellen Auf-
schwungs,
– Zweifel an der dauerhaften Renditeerzielung in Erwartung
einer alternden und schrumpfenden Bevölkerung,
– Befürchtungen hinsichtlich der zukünftigen erbschafts-
steuerlichen Regelung,
– der relativen Verarmung großer Bevölkerungsteile,
– angedachten weiteren Steuer- und Abgabenerhöhungen
und
– steigenden Kosten von Energie, Alterssicherung, Gesund-
heit u.a. 
Nicht zuletzt wirkt die verstärkte staatliche Förderung von
Bestandsmaßnahmen einerseits direkt der Neubaunachfra-
ge entgegen, andererseits indirekt durch die Verlängerung
der Gebäudelebensdauer. Nach neuesten Berechnungen
des Deutschen Instituts für Wirtschaftsforschung, DIW, hat
sich der Anteil der Modernisierungs- und Instandsetzungs-
investitionen an den gesamten Wohnungsbauinvestitionen
auf fast 57% gesteigert. Wenn man die gesamten Instand-
haltungsmaßnahmen hinzunimmt, dürfte der Anteil am Bau-
volumen merkbar über 60% betragen.
Wenn sich allerdings der konjunkturelle Aufschwung als
nachhaltig erweist und damit ein positives sicheres Klima
schafft, das nicht nur ausreichende Einkommen (= Wohn-
kaufkraft) ermöglicht, sondern auch deren Dauerhaftigkeit
verspricht, werden auch Wohnungen bei Änderungswün-
schen der Wohnsituation nachgefragt. Ob diese Wohnungs-
nachfrage Neubau verursacht oder in die Bestände geht,
bleibt zunächst fraglich.
Mehr private Haushalte brauchen mehr 
Wohnungen, …
Die Bevölkerungszahl wird nach der neuesten Vorausschät-
zung des Statistischen Bundesamtes, der 11. koordinier-
ten Bevölkerungsprognose4, zwischen 2005 und 2010 um
2 Schätzung des ifo Instituts nach der Entwicklung der Baugenehmigungen;
die amtlichen Zahlen dürften erst Ende März vorliegen.
3 Derzeit verhandelt das Bundesverfassungsgericht über die Verfassungs-
mäßigkeit der veränderten steuerlichen Regelungen zur Anrechnung der
Arbeitswegausgaben.
4 Wir halten uns im Folgenden an die Variante 2 – W2, die uns in den An-
nahmen plausibel erscheint: annähernd konstante Geburtenhäufigkeit
von 1,4 Kindern je Frau, hoher Anstieg der Lebenserwartung, jährlicher po-
sitiver Wanderungssaldo von 200 000 Personen.Daten und Prognosen
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insgesamt 0,4% und zwischen 2010 und 2020 um 0,5%,
also relativ moderat zurückgehen. Erst danach wird sich der
Bevölkerungsrückgang beschleunigen. 
Derzeit liegen zu diesen Vorausschätzungen keine ergän-
zenden Haushaltsprognosen vor, da aber mit steigender
Lebenserwartung und steigendem Durchschnittsalter die
Singularisierung der Bevölkerung zunimmt, kann man von
steigenden Haushaltszahlen ausgehen. Schon bis 2005
hat sich die durchschnittliche Haushaltsgröße kräftig re-
duziert: 1991 lebten durchschnittlich 2,27 Personen in ei-
nem Haushalt, 2005 waren es nur noch 2,11 Personen
(vgl. Tab. 2).
Der mit »individueller Singularisierung« in der Fachspra-
che bezeichnete Wandel in den Lebensstilen hat in der
jüngsten Vergangenheit dazu geführt, dass in allen Alters-
gruppen der Anteil der Single-Haushalte wächst. Die Be-
völkerung in den neuen Bundesländern hat, wie die Ta-
belle zeigt, bei der Haushaltsverkleinerung nicht nur auf-
geholt, sondern die westdeutsche Entwicklung schon über-
troffen. Zwischen 2005 und 2015 dürfte die Haushalts-
zahl um rund 3% wachsen. Das sind immerhin bis 2015
ca. 200 000 Haushalte mehr, die mit einer Unterkunft ver-
sorgt sein müssen. 
Dem pro Person steigenden Flächenkonsum steht die Ver-
kleinerung der Haushaltsgrößen entgegen.
Bei rückläufiger Bevölkerungszahl kann des-
halb die steigende Haushaltszahl nicht oh-
ne weiteres in entsprechend steigende Flä-
chennachfrage umgesetzt werden. Zwar wird
der Wohnflächenkonsum pro Person stei-
gen, allein wegen der relativ größeren Flä-
cheninanspruchnahme der von der Zimmer-
zahl her kleinen Wohnungen, aber die An-
zahl der Personen abnehmen. Deshalb muss
man wohl davon ausgehen, dass sich bei-
de Entwicklungen in Zukunft annäherungs-
weise ausgleichen, wenn auch zunächst die
Flächennachfrage insgesamt noch moderat
steigen dürfte. Bei insgesamt nur noch we-
nig wachsender Flächennachfrage dürfte
auch die Aufteilung großer Wohnungen an
Gewicht gewinnen, so dass die Wohnungs-
anzahl nicht parallel zur Haushaltsanzahl stei-
gen muss. Entscheidenden Einfluss auf die-
se Entwicklungen hat die zukünftige Struk-
tur der Bevölkerung und deren Einkommen
sowie Vermögenslage.
… aber alte Haushalte tendieren zu
anderen Wohnformen
Der vom Statistischen Bundesamt berechnete Altersquo-
tient bei einer Altersgrenze von 65 Jahren wird von 19,3%
im Jahr 2005 auf 20,6% in 2010, also um 6,3%, steigen.
Der Anteil der Personen im erwerbsfähigen Alter (20 bis un-
ter 65 Jahre), die die Erwerbseinkommen erzielen und in der
Regel die Hauptträger der Wohnungsnachfrage sind, wird
entsprechend sinken, und zwar von 60,8% in 2005 auf
59,9% in 2010.
Die steigende Lebenserwartung und die verbesserte me-
dizinische Versorgung führen dazu, dass die Senioren zwar
länger in ihren angestammten Wohnungen bleiben kön-
nen, ehe sie wegen zunehmender physischer Einschrän-
kungen eine andere Wohnform suchen. Vor Eintritt des Pfle-
gefalls bzw. mit der Aussicht darauf suchen aber derzeit
alte Menschen schon häufig kleinere, leichter zu kontrol-
lierende Wohnungen bzw. eine gegenseitige Fürsorge in
Wohngemeinschaften. Diese Tendenz nimmt nach der Be-
obachtung der damit befassten Institutionen zu und wird
weiter steigen. 
Die InWIS Forschung und Beratung hat in 2005 die bevor-
zugten Wohnformen von über 65-jährigen Mietern und Mie-
terinnen untersucht. Danach wollen mehr als 80% der al-
ten Haushalte in einer normalen Etagenwohnung, nicht un-
bedingt in der großen Familienwohnung, aber möglichst
im bisherigen Wohnumfeld leben. Der Wunsch nach alten-
Tab. 2 
Bisherige Entwicklung der Haushaltsgrößen 
(in %) 
Alte Länder  Neue Länder  Mit … Personen 
1998 2005 1998 2005 
1 35,7  36,8  30,9  39,9 
2 32,8  33,6  34,5  34,7 
3 und mehr  31,4  29,5  34,6  25,3 
















Bevorzugte Wohnformen im Alter
Quelle: InWIS Forschung und Beratung 2005.
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gerechtem und/oder betreutem Wohnen im weitesten Sin-
ne war 2004/05 mit insgesamt 15% in der Gruppe noch
nicht sehr ausgeprägt (vgl. Abbildung). Der Anteil der Nach-
frage nach diesem Wohnsegment steigt jedoch mit dem Al-
ter und den nachlassenden physischen Fähigkeiten. Mit der
zunehmenden Alterung der Bevölkerung wird demnach
die Zahl der Interessenten an altengerechtem Wohnen
wachsen.
Für die Bewohner von Einfamiliengebäuden, die in diese
Erhebung nicht einbezogen waren, stellt sich mit zuneh-
mendem Alter die Frage nach der Umbaufähigkeit ihres
Eigenheims. Die üblichen Reihenhäuser und Doppelhaus-
hälften sind selten altengerecht und nur eingeschränkt an-
passungsfähig. Aus Expertenkreisen ist zu hören, dass al-
te (nicht die »jungen« alten) Eigenheimbesitzer zunehmend
ihr Haus aufgeben und in eine kleinere Etagenwohnung
ziehen, die ihnen eine »Wohngemeinschaft« mit den Nach-
barn bietet. Befragungen in verschiedenen Städten in
Nordrhein-Westfalen, die auch Eigentümer einbezogen
haben, kommen für die Gruppe der über 70-Jährigen zu
dem Ergebnis, dass hier der Wunsch nach altersgerech-
ten Wohnformen mit 40% deutlich höher liegt als bei jün-
geren Senioren (vgl. Forschungsgemeinschaft für Geron-
tologie 2006). 
Steigende Haushaltszahlen, die sich vor allem aus der
Gruppe der alten Haushalte generieren, müssen demnach
keineswegs zu einer entsprechenden Erweiterung der
Wohnungsbestände durch Neubau führen. Für den zu-
künftigen Wohnungsbau bedeutet das, dass aus der de-
mographischen Entwicklung nur geringe Anreize zu erwar-
ten sind. Die Nachfrage wird sich auf kleine bis mittelgro-
ße Etagenwohnungen richten, die aus den Beständen zu
bedienen ist, während die Attraktivität von Eigenheimen
zurückgeht. 
In einigen Regionen werden Wohnungen 
gebraucht, …
Die Wirkungen der deutschen globalen Bevölkerungsent-
wicklung werden jedoch überlagert von regionalen Spezial-
entwicklungen und ökonomischen Einflüssen auf die Woh-
nungsnutzungsnachfrage.
Je nach Regionen wird die Bevölkerungsentwicklung gewal-
tige Unterschiede aufweisen. Für die ostdeutschen Bundes-
länder ist – abgesehen von einigen kleinräumigen Ausnah-
men um Berlin und die wirtschaftsstarken Standorte Dres-
den, Leipzig, Erfurt u.a. – mit einem weiter fortschreitenden
Bevölkerungsverlust zu rechnen. In Westdeutschland wird
dagegen in den wirtschaftsstarken Ballungsräumen wie Mün-
chen und Hamburg sowie in landschaftlich attraktiven Ge-
bieten eine noch zunehmende Bevölkerungszahl erwartet.
In Zuwanderungsregionen werden zusätzliche Wohnungen
gebraucht und wegen der wirtschaftlich positiven Entwick-
lung auch nachgefragt werden, während in den Abwande-
rungsregionen mit Wohnungsleerstand, sinkenden Preisen
und Renditen, wenn überhaupt, nur mit marginalem Neu-
bau zu rechnen ist. In Zukunft wird sich danach der Woh-
nungsneubau auf die prosperierenden Regionen in Bayern
und Baden-Württemberg und vereinzelt in anderen Bundes-
ländern konzentrieren.
Die geringen Neubauimpulse aus der globalen Bevölkerungs-
entwicklung werden demnach durch die regionale Ausdif-
ferenzierung in Zukunft verstärkt werden – allerdings kon-
zentriert auf die regionalen Wanderungsgewinner.
… aber insgesamt werden die verfügbaren 
Einkommen nur begrenzt steigen …
Die konjunkturelle Entwicklung in Deutschland hat sich
mittlerweile als stabiler erwiesen, als vorher vorsichtig an-
genommen wurde, und zeigt erste Auswirkungen auf die
Arbeitslosenzahlen. Beides wird mit Verzögerung zu Stei-
gerungen der Bruttoeinkommen führen. Allerdings gibt
es zum 1. Januar 2007 und später einige nicht nur steu-
erliche Änderungen, die den Kaufkraftanstieg – und da-
mit die Wohnkaufkraft – der privaten Haushalte ausbrem-
sen könnten:
– Die Rentenbeiträge sind von 19,5 auf 19,9% gestiegen,
mit der Aussicht auf weitere Steigerungen in den nächs-
ten Jahren. Derzeit gleicht die Senkung der Arbeitslosen-
versicherungsbeiträge von 6,5 auf 4,2% den Anstieg je-
doch mehr als aus.
– Die Krankenkassenbeiträge wurden fast durchgängig er-
höht. Die endlich verabschiedete Gesundheitsreform wird
nach Expertenmeinung die Gesundheitskosten weiter
steigern.
– Der Sparerfreibetrag wurde halbiert. Ab 2009 soll eine all-
gemeine Abgeltungssteuer mit einem Satz von 25% ein-
geführt werden, die mit der Streichung der Spekulations-
frist verbunden wird. Die Verbreiterung der Bemessungs-
grundlage wird zwar die Belastung erhöhen, für hohe Ein-
kommen ergibt sich jedoch aus der Abgeltungssteuer
im Saldo wohl eher eine Ersparnis. Der erhöhten Besteue-
rung niedriger Einkommen soll der Ansatz des individu-
ellen Steuersatz entgegenwirken.
– Die so genannte »Pendlerpauschale« ist auf Arbeitswe-
ge ab 20 km beschränkt, sie fällt für kürzere Wege zum
Arbeitsplatz weg. (Das anstehende Urteil des Bundes-
verfassungsgerichts kann diese zusätzliche Budgetbe-
lastung rückgängig machen.)
– Die Möglichkeit, ein häusliches Arbeitszimmer steuerlich
geltend zu machen, wurde auf diejenigen beschränkt, die
ihre Arbeit ausschließlich dort verrichten.Daten und Prognosen
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– Viele Unternehmen und vor allem die öffentlichen Hände
haben schon die bisher üblichen Sonderzahlungen wie
Weihnachts- oder Urlaubsgeld abgesenkt bzw. werden
sie reduzieren.
– Mit der Anhebung der Mehrwertsteuer um 3 Prozent-
punkte steigen auch die meisten Versicherungssteuern.
– Der Steueranteil der gesetzlichen Rentenleistungen steigt
Jahr für Jahr an. Der Altersentlastungsbetrag wird lang-
sam abgeschmolzen.
– Die in der Wirtschaft und bei den öffentlichen Händen
durchgesetzte Arbeitszeitverlängerung senkt die Einkom-
men relativ.
Auch die enorme Steigerung der Energiekosten als Folge
der Ölpreissteigerung der letzten Jahre belastet die priva-
ten Budgets erheblich. Im Januar 2003 kostete ein Liter leich-
tes Heizöl den Verbraucher noch 38,2 Cent, im September
2006 mussten die Kunden 59,7 Cent bezahlen. Nach gän-
giger Einschätzung wird der Ölpreis in Zukunft auf diesem
hohen Niveau verharren. Das Statistische Bundesamt be-
rechnet die Zusatzausgaben mit durchschnittlich 176 €/Jahr
und Familie unter Berücksichtigung möglicher Energieein-
sparung und Nachfragereduktion. 
Die Preis steigernde Wirkung der Mehrwertsteuererhöhung
hat einerseits direkte Auswirkungen auf die Wohnungsbau-
nachfrage (Neubau und Bestandsmaßnahmen) der privaten
Haushalte. Andererseits begrenzen die vielfältigen Verteue-
rungen des Konsums und der sonstigen Ausgaben der pri-
vaten Haushalte die für Wohnungsnutzung zur Verfügung
stehenden Einkommensteile. Die Reduzierung des Sparer-
freibetrags wird in Zukunft die Ansparung von Eigenkapital
für den Wohneigentumserwerb behindern. Ob die Förde-
rung des Eigentumserwerbs in die geförderte Altersvorsor-
ge, die so genannte Riester-Rente, eingebaut wird und mit
welchen Konditionen, muss noch dahingestellt bleiben. Ein
Gesetzentwurf liegt noch nicht vor.
Aus der Verringerung der Pendlerpauschale kann neben
der negativen Wirkung aber auch eine Zusatznachfrage
nach Wohnungen entstehen, nämlich dann, wenn die Kos-
ten der Fahrt zum Arbeitsplatz nicht mehr hingenommen
werden und statt der bisher bewohnten Wohnung eine an-
dere in größerer Nähe zum Arbeitsplatz ge-
sucht wird. Möglicherweise erhöhte Miet-
oder Kaufkosten der neuen Wohnung wer-
den gegen die Zusatzkosten der Fahrten
aufgerechnet: Ein Haushalt wird dann um-
ziehen, wenn die bisherige, entfernte Woh-
nung plus Fahrtkosten teurer ist als die Al-
ternative. 
Die Wirkung aller dieser das Budget der privaten Haushal-
te belastenden Neuerungen wird in dem verbreiteten kon-
junkturellen Optimismus noch wenig beachtet. Nach den im
Auftrag der Europäischen Kommission durchgeführten Be-
fragungen schätzen die deutschen Bürger trotz der sich bes-
sernden Lage auf dem Arbeitsmarkt ihre eigenen finanziel-
len Perspektiven zur Jahreswende schlechter ein als Ende
2006.5 Es ist zweifelhaft, ob die zusätzlichen Einkommens-
belastungen durch Einkommenssteigerungen aufgefangen
werden können. Das Vertrauen der Bevölkerung in die Re-
formfähigkeit der Regierung, in die Sicherung der Arbeits-
plätze und in die Sicherung des Lebensstandards scheint
noch nicht wiederhergestellt zu sein. 
Deshalb gehen wir davon aus, dass vor allem die Woh-
nungsnutzungsnachfrage, die wegen der langfristigen Ver-
pflichtungen auf stabile Zukunftsaussichten angewiesen
ist, zunächst nur zögerlich steigen wird. Das bedeutet,
dass zwar unumgängliche Nachfrage, z.B. wegen Orts-
wechsel, Familienvergrößerung oder -verkleinerung, markt-
wirksam, aber eine Realisierung der aufschiebbaren Nach-
frage auch weiter hinausgezögert werden wird. Entspre-
chend zögerlich wird sich die Wohnungsneubaunachfra-
ge entwickeln.
… und die Erbschaften zwar hoch, aber sehr 
ungleich verteilt sein
Für den Wohnkonsum, vor allem für die Eigentumsbil-
dung, spielen die Vermögen und damit die Erbschaften
der privaten Haushalte eine wichtige Rolle. Nach dem
Alters-Survey6 betrug im Jahr 2002 rund ein Fünftel der
Erbschaften weniger als 2 556 €, nur 5% aller Erben er-
hielten 255 600 € und mehr. Dabei waren die Erbschaf-
ten in den neuen Ländern insgesamt wesentlich niedriger
als in Westdeutschland. 
Die Prognosen der Alters-Survey-Forscher zeigen bis 2030
einen Anstieg der Kategorie von mehr als 250 000 € auf 10%
aller Erbschaftsfälle an. Bisher ergaben auch andere Prog-
nosen, z.B. die des Deutschen Instituts für Altersvorsorge,
eine enorme Steigerung des Erbschaftsvolumens in den
Tab. 3 
Höhe der Erbschaften in Deutschland 2002 
(in %) 
Betrag von … bis unter …   Alte Länder  Neue Länder 
           unter 2 556  13,0  32,0 
    2 556 –  12 782  24,6  35,0 
  12 782 –  51 129  30,7  23,4 
  51 129 – 255 646  25,3  8,5 
255 646 – 511 292  5,0  1,2 
511 292 und mehr  1,6  – 
Quelle: DIW und Forschungsgruppe Altern und Lebenslauf (2005). 
5 Entnommen der WirtschaftsWoche Nr. 4/2007 vom
22. Februar 2007.
6 Der Alters-Survey 2002 liefert die Ergebnisse einer Pa-
nelbefragung deutscher Bürger im Alter zwischen
40 und 85 Jahren (vgl. Tesch-Römer et al. 2006).Daten und Prognosen
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nächsten zehn Jahren auf insgesamt gut 2 Bill. € in rund
10,8 Mill. Erbschaftsfällen. Diese Zahlen entstanden jedoch
ohne Kenntnis von einigen neueren Änderungen im wirt-
schaftlichen Umfeld und in der Rechtsprechung: 
– Das Rentenniveau wurde erheblich abgesenkt. Auch in
Zukunft wird es nicht mehr merkbar steigen. Die einge-
forderte eigene Altersvorsorge läuft erst in jüngster Zeit
an, so dass eine »Zwischengeneration« gezwungen sein
wird, einen Teil ihres Vermögens im Alter selbst zu kon-
sumieren. 
– Hinzu kommt nach dem Spruch des Bundesverfassungs-
gerichts zur Gleichbehandlung von Geld- und Immobi-
lienvermögen mit hoher Wahrscheinlichkeit eine höhere
Erbschaftssteuer für Immobilienvermögen.
– Für 2009 ist in Verbindung mit der Abschaffung der Spe-
kulationsfrist die Besteuerung der Wertsteigerung von Im-
mobilien und Kapitalanlagen vorgesehen,
– ebenso wie die derzeit schon eingeführte Halbierung des
Sparerfreibetrags. 
Zusammengenommen bedeutet das, dass in Zukunft ein
großer Teil der Bevölkerung weniger Vermögen ansammeln
kann. Wegen der Probleme der Altersversorgung bei stei-
gender Lebenserwartung und stagnierenden Renten muss
zusätzlich damit gerechnet werden, dass die Senioren ei-
nen Teil ihres Vermögens selbst verwerten müssen. Der Ef-
fekt der Erbschaften auf die Neubaunachfrage wird sich al-
so in Grenzen halten. 
Die vermutlich zukünftig höhere Erbschaftssteuer auf Im-
mobilienvermögen sowie die vollständige Streichung der
Spekulationsfrist werden über eine Dämpfung der Eigen-
tumsnachfrage hinaus auch die Zurückhaltung poten-
tieller privater Investoren in den Mietwohnungsbau ver-
stärken.
Von der zukünftigen Einkommens- und Vermögensentwick-
lung werden also nur wenige positive Einflüsse auf den Woh-
nungsneubau ausgehen. 
Fazit: Die regionale Ausdifferenzierung macht’s
Da auch von der Wohnungspolitik zukünftig kaum eine Um-
kehr zu einer wieder verstärkten Förderung des Neubaus er-
wartet werden kann, gehen wir mittel- bis langfristig von ei-
ner nur moderaten Steigerung der Fertigstellungszahlen aus.
Weder der dämpfende Einfluss der demographischen Ent-
wicklung noch die positiven Signale der konjunkturellen Er-
holung werden entscheidenden Einfluss auf die Fertigstel-
lungsmenge nehmen. Pushende Effekte sind fast ausschließ-
lich aus der regionalen Ausdifferenzierung der wirtschaftli-
chen Entwicklung zu erwarten. Die interregionalen Wande-
rungen der Bevölkerung zu den Arbeitsplätzen bzw. zu für
den Alterssitz attraktiven Regionen werden dort zu steigen-
der Wohnungsnutzungsnachfrage führen. Diese wiederum
lockt über wachsende Renditen Investoren an.
Bis 2016 wird es einen gedämpften Anstieg der Neubautä-
tigkeit, vor allem in den wirtschaftsstarken Zentren Baden-
Württembergs und Bayerns sowie einigen Zentren Ost-
deutschlands, geben. Im jährlichen Durchschnitt werden gut
290 000 Einheiten fertiggestellt werden, wobei der Abstand
zu den Ergebnissen für 2006 in den alten Ländern mit +14%
im Durchschnitt wesentlich geringer ausfallen wird als in den
neuen Bundesländern. Dort geht der Wohnungsneubau al-
lerdings auch von einem extrem niedrigen Niveau in 2006
mit nur knapp 33 000 Einheiten aus.
In den neuen Bundesländern wird zwar die Nachfrage nach
Eigenheimen wegen des Nachholbedarfs noch eine Weile
höher sein als in den alten Ländern, aber der Mehrfamilien-
hausbau wird wesentlich höhere Steigerungsraten aufwei-
sen. Auch in Westdeutschland wird das Schwergewicht in
der Fertigstellung von Wohnungen in Gebäuden mit drei und
mehr Wohneinheiten liegen.
Ein großer und wachsender Teil der Wohnungsbauinvesti-
tionen wird neben dem Neubau in die Bestände fließen, sei
es zur Energieeinsparung, sei es zur Anpassung an gewan-
delte Wohnansprüche.
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